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Vorwort 

Dieses Buch ist gleichermaßen ein Beitrag zur Methodologie der 
empirischen, quantitativen Wirtschafts- und Sozialforschung wie zur 
Diskussion über die soziale Rentenversicherung. Es ist ein Muster 
dafür,  wie statistische Methoden und Ergebnisse aus einer sorgsamen 
Analyse des Erkenntnisobjekts und einer präzisen Problemstellung 
heraus unter Nutzung aller verfügbaren  Informationen abzuleiten sind 
und wie auf diese Weise ein Maximum an Einsichten über den be-
treffenden  Gegenstand erlangt werden kann. 

Der Verfasser  entwickelt i n diesem Buch das Modell einer statio-
nären, später auch das einer stabilen Bevölkerung, in das er Schritt 
für Schritt alle jene demographischen, ökonomischen und sozialen Vor-
gänge und Strukturelemente einbaut, die für die Ausgaben und Ein-
nahmen der Rentenversicherung relevant sind. Auf das so konstruierte 
Modell werden die Rentengesetze von 1957 angewendet, und dann wer-
den die sich unter den Modellbedingungen ergebenden Versicherungs-
ausgaben und -einnahmen berechnet und einander gegenübergestellt. 

Was die Arbeit vor anderen Modellanalysen auszeichnet, ist das für 
statistische Forschungen in den Wirtschafts- und Sozialwissenschaften 
beispielhafte und richtungweisende Vorgehen, durch das der Verfas-
ser zu seinen einzelnen Modellannahmen gelangt. Die Technik der 
Deduktion aus Prämissen ist gewiß heute stark ausgebildet. Nur selten 
aber w i rd wie hier Ansatz für Ansatz aus empirischen Befunden syste-
matisch und mi t immer wieder wechselnden, häufig sogar eigens für 
diesen Zweck ausgebildeten, stets dem jeweiligen Sachverhalt adäqua-
ten Methoden entwickelt. Der Verfasser  beschränkt sich jedenfalls nicht 
auf eine Darstellung in allgemeinen Symbolen, noch begnügt er sich 
mit den jeweils gerade für 1957 vorliegenden tatsächlichen Zahlen-
werten, noch zieht er sich auf die gewohnte Einschränkung zurück, 
das Modell könne natürlich nur innerhalb der gemachten Annahmen 
Geltung beanspruchen. Er arbeitet vielmehr aus den tatsächlich vor-
gefundenen natürlichen, sozialen und wirtschaftlichen Verhältnissen 
durch Ausschaltung aller Einmaligkeiten und Zufälligkeiten der histo-
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rischen Situation diejenigen Risiko- und Verhaltensrelationen heraus, 
die für die Zeit um die Rentenreform als normal gelten können. 

Der Aufbau der Untersuchung auf wirklichkeitsnahen Prämissen 
macht jedoch — dies sei zur Vermeidung von MißVerständnissen aus-
drücklich betont — aus dem Modell nicht etwa eine Vorausberech-
nung der künft ig tatsächlich zu erwartenden Entwicklung, und die 
unter den Modellbedingungen errechneten Beitragssätze bedeuten des-
halb auch weder eine Prognose für die nächste noch für die fernere 
Zukunft. I n den nächsten Jahrzehnten wirken sich noch stark jene Be-
sonderheiten der heutigen, historisch bedingten Situation aus, von 
denen gerade abstrahiert wurde, und später werden gewiß andere Ent-
wicklungen Platz greifen, von denen w i r heute noch keine oder nur 
höchst vage Vorstellungen haben. Das Modell ist deshalb auch nicht 
als eine versicherungstechnische Bilanz aufzufassen,  schon gar nicht 
als eine solche, wie sie von privaten Rentenversicherungen für deren 
Zwecke aufgestellt zu werden pflegt. 

Die materielle Bedeutung der Untersuchung über die Situation, die 
sich für die Rentenversicherung ergäbe, wenn die um das Jahr 1957 
als normal anzusehenden Lebens- und Wirtschaftsbedingungen tat-
sächlich gelten und zeitlich unbegrenzt fortbestehen würden, ist sehr 
viel allgemeiner. Zunächst einmal kann eine auf längere Sicht gedachte 
Einrichtung, wie eine Rentenversicherung, nicht lediglich auf die ge-
rade zur Zeit ihrer Einführung herrschenden und durch vielerlei histo-
rische Umstände bedingten Verhältnisse zugeschnitten werden. Da 
auch die Entwicklung in der Zukunft immer bis zu gewissem Grade 
ungewiß bleibt, stellt sich legit im und zwingend die Frage, ob das 
System unter den Verhältnissen, die zur Zeit der Einführung als nor-
mal gelten können, auf die Dauer funktionsfähig  wäre. Das Ergebnis 
einer solchen Untersuchung setzt gewissermaßen die Norm oder zu-
mindest einen Ausgangs- und Orientierungspunkt für die Würdigung 
der tatsächlichen aktuellen Situation der Rentenversicherung. Es kenn-
zeichnet darüber hinaus einen großen Teil aller für die weitere Ent-
wicklung wesentlichen Einflußgrößen hinsichtlich ihrer Bedingtheiten 
und ihres Gewichtes. Die ins einzelne gehende Herausarbeitung der 
„normalen" Verhältnisse führt  zugleich zu einer Fülle sachlicher Hin-
weise auf die mutmaßliche künftige Gestaltung eben dieser Einfluß-
größen und erleichtert so ein Urtei l über Richtung und Tempo der wei-
teren Entwicklung. Da das Modell relativ einfach abgewandelt werden 
kann, bietet es schließlich die Möglichkeit, m i t Hi l fe von Alternativ-
rechnungen die Auswirkungen bestimmter Veränderungen auf die Fi-
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nanzierung der Rentenversicherung auch zahlenmäßig zu veranschla-
gen. Die Arbeit ist daher zugleich eine grundlegende wissenschaftliche 
Vorarbeit für die verschiedensten weiterführenden Überlegungen und 
Rechnungen, unter anderem auch für Vorausberechnungen und für die 
kritische Würdigung von Prognosen. 

Den wissenschaftlichen Wert der Arbeit, die 1963 der Wirtschafts-
und Sozialwissenschaftlichen Fakultät der Johann Wolfgang Goethe-
Universität als Dissertation vorgelegt wurde, sehe ich nicht zuletzt 
darin, daß hier eindringlich demonstriert wird, wie sich bei der An-
wendung der Statistik auf einen wirtschaftlichen oder sozialen Sach-
verhalt die Abstimmung zwischen Objekt, Zielen und Methoden als 
eine Aufgabe von eigenem wissenschaftlichem Rang stellt, wie sie 
gelöst werden kann und wie dadurch erst die abstrakt entwickelten 
Methoden fruchtbar  gemacht werden. 

Frankfurt  am Main 
Prof.  Dr.  Adolf  Blind 
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Einleitung 

Im Januar 1957 verabschiedete der Bundestag zwei in ihrem Wort-
laut weitgehend übereinstimmende Gesetze zur Reform der Invaliden-
und der Angestelltenversicherung: das Gesetz zur Neuregelung des 
Rechts der Rentenversicherung der Arbeiter (Arbeiterrentenversiche-
rungs-Neuregelungsgesetz — ArVNG) und das Gesetz zur Neuregelung 
des Rechts der Rentenversicherung der Angestellten (Angestelltenver-
sicherungs-Neuregelungsgesetz — AnVNG)1 . Damit fand die schon seit 
Jahren geführte und in der Öffentlichkeit  mi t Spannung verfolgte Aus-
einandersetzung um die Rentenreform ihren Abschluß2. 

Zahlreiche Alternativvorschläge, Denkschriften, Gutachten und eine 
kaum übersehbare Fülle von Zeitschriftenaufsätzen  legen Zeugnis ab 
von der Intensität, mit der sich Regierung und Fachwelt innerhalb und 
außerhalb des Parlaments in der vorausgegangenen Zeit diesem Gegen-
stand gewidmet hatten3. Die starke Anteilnahme w i rd verständlich, 
wenn man sich die außerordentliche Bedeutung beider Rentenversiche-
rungen für Gesellschaft und Wirtschaft  vor Augen führt.  Ende 1956 — 
also noch vor der Reform — betrug die Zahl ihrer Versicherten und 
Rentner (ohne Waisen) zusammen mehr als 20 Mi l l . Das war mehr als 
die Hälfte der Gesamtbevölkerung im Alter von 15 und mehr Jahren. 
Die Einnahmen der Versicherungsträger  beliefen sich im Jahre 1956 
auf fast 11 Mrd. DM, ihre Ausgaben auf mehr als 8 Mrd. D M bei einem 
gesamtwirtschaftlichen Nettoeinkommen aus unselbständiger Arbeit 
von 71 Mrd. D M und einem Volkseinkommen von 149 Mrd. DM4 . 

ι BGBl. Tei l I vom 23. 2.1957, S. 45 und S. 88. 
2 Das einige Monate später folgende Gesetz zur Neuregelung der knapp-

schaftlichen Rentenversicherung (Knappschaftsrentenversicherungs-Neurege-
lungsgesetz — KnVNG) vom 21. 5.1957, BGBl. Tei l I , S. 533 und alle weiteren 
rentenversicherungsrechtlichen Gesetze hatten längst nicht mehr die gleiche 
grundsätzliche Bedeutung wie das Arbeiterrentenversicherungs-  und das 
Angestelltenversicherungs-Neuregelungsgesetz. 

3 Eine Zusammenstellung des wichtigsten Schrifttums gibt z. B. Jecht, 
Horst: „Rentenreform und wirtschaftl iche Entwicklung — Probleme und Ge-
fahren",  Nürnberg 1957, S. 30 ff.  Eine umfassendere Bibl iographie enthalten 
die einzelnen Hefte der ZSR 1955 bis 1957. Die wichtigsten Texte (Gesetz-
entwürfe, Vorschläge, Stellungnahmen usw.) sind zusammengestellt in der 
Sammlung „Die Sozialreform — Dokumente und Stellungnahmen", heraus-
gegeben von Max Richter,  Loseblattsammlung, Bad Godesberg, 1955 ff.  Uber 
den zeitlichen Ablauf der Diskussion im letzten Jahr vor der Reform unter-
richtet Vesper , Ε. Α . : „Tagebuch zur Sozialreform",  Kö ln 1957. 

4 St Jb. 1958, S. 38, 354 f. und 477; Schätzung auf Grund von Angaben in 
WiSta. 1959, S. 352 f. 
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20 Einlei tung 

Die Notwendigkeit einer Reform wurde damals von keiner Seite be-
stritten. Die deutsche Sozialversicherung war in der Zeit vor dem ersten 
Weltkrieg geschaffen  worden, um Arbeitern und Angestellten einen 
besseren Schutz gegen wirtschaftliche Not in bestimmten Wechselfällen 
des Lebens zu gewähren, als ihnen die Armenpflege zu bieten ver-
mochte. Aufgabe der Invaliden- und der Angestelltenversicherung im 
besonderen war die Gewährung von Renten im Falle der Invalidität 
bzw. Berufsunfähigkeit  und im Alter und die Gewährung von Renten 
an Hinterbliebene. Zwei Grundsätze unterschieden damals die neue 
Einrichtung wesentlich von früheren  Formen sozialer Hilfe: Durch 
eigene Beitragsleistungen erwarben die Versicherten einen Rechts-
anspruch auf die Rentenleistungen, und die Höhe der Renten richtete 
sich nach der Zahl und der Höhe der geleisteten Beiträge. Damit glaubte 
man, eine feste Beziehung zwischen Leistung und Gegenleistung sicher-
gestellt zu haben. 

I n der Folgezeit ging diese Beziehung jedoch vor allem wegen des 
schwankenden und auf lange Sicht sinkenden Geldwerts materiell mehr 
und mehr verloren, wenn sie auch formell  und nominell erhalten blieb. 
Schon um die Mit te der zwanziger Jahre, besonders aber nach dem 
zweiten Weltkrieg, suchte der Gesetzgeber durch Rentenerhöhungen 
verschiedenster A r t immer wieder den veränderten Verhältnissen ge-
recht zu werden5. Auf diese Weise wurde das Rentenniveau zwar von 
Zeit zu Zeit auf einen neuen Stand angehoben, das ursprüngliche Ziel 
aber, die uneingeschränkte rechtliche Sicherung einer leistungsgerech-
ten Rente war damit dauerhaft  und in vollem Umfang nicht zu er-
reichen. Einerseits hatten die Versicherten keinen Rechtsanspruch auf 
gesetzliche Maßnahmen zur Erhöhung der Renten bei fortschreitender 
Geldentwertung und damit gerade nicht jene Sicherheit, die ihnen durch 
die Sozialversicherung hatte gegeben werden sollen. Andererseits war 
selbst bei einer laufenden Anpassung der Renten an die Preisentwick-
lung die Leistungsgerechtigkeit nicht gewährleistet, und zwar aus fol-
gendem Grund. Wegen der ständig zunehmenden Arbeitsproduktivität 
waren im Lauf der Zeit die Verdienste der Versicherten mehr noch als 
die Preise gestiegen. Dies hatte zur Folge, daß die Beiträge aus weit 
zurückliegenden Jahren, verglichen mit denen aus jüngster Zeit, durch-
weg sehr niedrig waren und daß deshalb die von den Versicherten 
früher  einmal erbrachten Leistungen bei der Rentenfestsetzung keine 
angemessene Berücksichtigung fanden. Und es hatte weiter zur Folge, 
daß die Rentenempfänger,  selbst wenn sie ständig einen vollen Aus-

5 Darauf verweisen schon die Kurzbezeichnungen der seit 1950 erlassenen 
Gesetze: „Rentenzulagengesetz", „Teuerungszulagengesetz" (beide vom 
10. 8.1951), „Grundbetragserhöhungsgesetz" (vom 17.4.1953), „Renten-Mehr-
betrags-Gesetz" (vom 23.11.1954) und „Sonderzulagengesetz" (vom 2.12.1955 
und vom 16.11.1956). 
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gleich für eingetretene Preissteigerungen erhielten, doch mit ihrem 
Lebensstandard mehr und mehr hinter den noch Erwerbstätigen zu-
rückblieben. Die Rente war jedenfalls in dieser Form nicht geeignet, 
dem Versicherten die während seiner Aktivzeit innegehabte ökono-
mische Position auch während des Rentenbezugs zu gewährleisten. 

So kam es zu zahlreichen Reformvorschlägen 6 und darunter auch zu 
dem Gesetzentwurf der Bundesregierung, der von einem völ l ig neuen 
Leitgedanken ausging7. Im ersten Kommentar des neuen Rechts von 
Jantz-Zweng heißt es darüber, daß es ein Hauptziel der Reform war, 
„den Arbeiter und den Angestellten beim Ausscheiden aus dem Er-
werbsleben vor dem sozialen Abstieg, vor der Deklassierung zu be-
wahren"8. Dieses Ziel sollte nach dem Regierungsvorschlag dadurch er-
reicht werden, daß die Rentenbemessung nicht mehr an die gezahlten 
Beiträge des Versicherten anknüpfte, sondern an das Verhältnis, in dem 
während der einzelnen Jahre seines Arbeitslebens sein individueller 
Arbeitsverdienst zum jeweiligen Durchschnittsarbeitsverdienst aller 
Versicherten gestanden hat. Die nominelle Höhe der Rente sollte dann 
in ein entsprechendes Verhältnis zum jeweils aktuellen Durchschnitts-
arbeitsverdienst aller Versicherten gebracht werden, freilich unter Be-
rücksichtigung des verminderten Bedarfs nach dem Ausscheiden aus 
der Erwerbstätigkeit bzw. nach dem Tod des Ernährers und unter Be-
rücksichtigung der Versicherungszeit. Wegen dieser automatischen 
Orientierung am jeweils aktuellen Verdienstniveau bildete sich bald das 
Wort von der „dynamischen" oder der „Produktivitätsrente". 

Die Durchführung  dieses Reformvorschlags  mußte offensichtlich  zu 
einer wesentlichen Erhöhung der jährlichen Rentenausgaben führen. 
Es erschien aber nahezu unmöglich, die langfristigen finanziellen Aus-
wirkungen auch nur einigermaßen zuverlässig abzuschätzen. Das war 
umso schlimmer, als bei einer falschen Beurteilung wegen der Größen-

6 Mackenroth,  Gerhard: „Die Reform der Sozialpolit ik durch einen deut-
schen Sozialplan", Ber l in 1952. Bogs, Walter: „Grundfragen  des Rechts der 
sozialen Sicherheit und seiner Reform", Ber l in 1955. Achinger,  Hans; Höffner, 
Joseph; Muthesius,  Hans; Neundörfer,  Ludwig : „Neuordnung der sozialen 
Leistungen", Rothenfelser Denkschrift,  Kö ln 1955. Schreiber,  Wi l f r ied: 
„Existenzsicherheit in der industriel len Gesellschaft", Kö ln 1955. Arbeitsge-
meinschaft selbständiger Unternehmer: „Denkschrift  zur Sozialreform",  Bonn 
1956. Bauer,  W.; Luzius, H. P.; Mehring,  J.: „Die elastische Staatsbürger-
grundrente als Grundlage einer echten sozialen Reform", Karlsruhe 1956. 
Auerbach,  Walter; Bruch,  Edmund u.a.: „Sozialplan für Deutschland" auf 
Anregung des Vorstands der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands, Ber-
l i n und Hannover 1957. 

7 Entwur f  eines Gesetzes zur Neuregelung des Rechts der Rentenversiche-
rung der Arbeiter und der Angestellten (RentenVersicherungsgesetz — RtVG), 
Bundestagsdrucksache Nr. 2437, 2. Wahlperiode, siehe besonders die Begrün-
dung, S. 57 ff. 

8 Jantz,  K u r t und Zweng,  Hans: „Kommentar zu den Gesetzen zur Neu-
regelung des Rechts der Rentenversicherung der Arbeiter und der Angestell-
ten", Stuttgart 1957, S. 2. 




